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Verkündet

am 14°4„l955

I m N a m e n d e e V o 1 k e s !

In Sachen

Klägers, Rev181ongklugcr und
Revisione beklagten,

Prozeßbevollmächtigter:

, gegen

die Ruhrknappschaft in Bochum, Pieperstr.'12‚

Beklagte, Revieionsbeklegte und
Revisionsklägerin,

Prozeßbevollmächtigte:

hat der So Senat des Bundeseozialgerichts auf\

die mündliche Verhandlung vom 14„ April 1955,

an der mitgewirkt haben ' '

Senatepräsident Dr° B r o c k h o f f
als Vorsitzender,

Bundeerichter F e c h n e r und

Bundeerichter Dr‚ D a p p r i c h
als weitere Berufsrichter‚

Bundessozialriohter B o d i f e e und

Bundeseozielrichter D a n n e b o m
als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt:

Urteil des Sozialgerichte Münster vom

24. September 1954 wirä aufgehoben‚

"Die Sache wird zur erneuten Vorher dlung und

Entscheidung an das Sozialwericht Münster zu—

rückverwieseno
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Die Beklagte hat dem Kläger durch Bescheiä.vom 20° März 1916
die Gesamtleistung'aus der knappschaftlichen Rentenversicherung

(Knappschaftsvollrente) und der Invalidenversicherung seit dem
10 September 1944 gewährt° Für Mai 1945 wurde nach dem Bescheid

nichts, für Juni und Juli 1945 nur 50 V„H„‚ für die Zeit vom
August 1945 an nur 70 V„H‚ äer knappechaftlichen Rentenenteile

uuegezahlt° ‘ ' '

Vom Dezember 1946 bis zum Februar 1947 wurden die knapp—

eeheftlichen Rentenanteile in Höhe von 80 v.H„ vom März 1947

an unverkürzt ausgezahlte

Am 2° September 1952 beantragte der Kläger die Nachzahlung
der für die Zeit von Mai 1945 bis Februar 1947 nicht gezahlten
Beträge, für den Fall der_hblehnung die Erteilung eines rechts—

mittelfähigen Beecheideso Die Beklagte erteilte ihm darauf einen
ablehnendeh Bescheid; zur Begründung berief sie sich darauf, daß
die Britische militärregierung die Herabsetzung in ihrer Sozial—

vereicherungedirektive (BVD) Nr‚ 15 für jene Zeit, und zwar auch

rückwirkend‚ mit gesetzlicher Wirkung vorgeschrieben habe°

“Der Einspruch des Klägers hatte keinen Erfolg; in dem ableh—

nenden Beecheid wurde die Herabsetzung für die Zeit vor dem In—

krafttreten der SVD 13 auch noch auf mündlich erteilte Anord—

nungen der Besatzungsmacht gestützt„ Die gegen diesen Bescheid

vom Kläger beim Knappechafteoberversicherungsemt Dortmund eihge

legte 3erufung ging am 1° Januar 1954 als Klage auf des Sozial—
gericht Münster über° '

bee Sozialgericht münster hat durch Urteil vom 24° Septem;

ber 1954 der Klage für die Zeit vom 1° Mai 1945 bis zum 28„ Fe—

bruar 1946 stettgegeben und sie im übrigen abgewiesen° Es hat
-\ .

e1e Berufung zugelasseno

Bas Sozialgericht äünster begründet seine Entscheidung für

die Zeit von hai 1945 bis Februar 1946 damit, daß mündliche An—

wei‘uhgen der Besatzungsmacht, deren Bestehen als möglich unter—£;>

stellt wird, a 5 nur vorübergehende tatsächliche Zahlungshinder—

‚miese, nicht aber als wirkeäme Änderungen der g setzlichen Vor—
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schriften anzusehen seien, und daß die Ziffern 1 und 2 der SVD

15 keine rückwirkende Kraft hätten; für die Zeit vom loäärz l946

an sieht das Sozialgericht die durch die Sozielversicherungsdi—

rektiven getroffene hegelung als geltendes, die bestehenden Vor“

schriften ahänderndes Recht an° '

Das Urteil iet den Parteien am 11„ Oktober 1954‘zugeetellt

werden° Beide Parteien haben am 9„November 1954 gegen das Urteil

Sprungrevision eingelegt und jeweils die schriftliche Erklärung

der Einwilligung des Reohtemittelgegners beieefügto

Der Kläger beantragt, den klageebweieenden Teil des enge—
fochtenen Urteils aufzuheben und die Beklagte zu verurteilen,

ihm für die Zeit vom l° März 1946 an die gekürzten Rentenbe—
träge unter Berücksichtigung der Währungsumetellung zu zahlen

und die Revision der Beklagten kostenpflichtig zurückzuweisen„

Er trägt vor, die,Sozielvefeich@rungsdir€ktiven eeicn zwar
wirkeam, sie hätten jedoch nur den Zweck gehabt, augenblick—

.,liche Hotetände curch zeitweise Zehlungeverbote zu beheben°

Bie $VD 13 epräohe ausdrücklich von den Renten, auf die der

ßentner Anspruch habe; durch sie solle dieser Rechteeneyruch
daher nicht genindert werden; die Sozialve‘ekzherungsdirek—

tiven enthielten auch nicht, wie z.B. die Sozielversicherungs—

enordnung är° 5, ein Hachzehlungcverbot für die-f‘aglichen
‚«„citräume°

Die Beklagte beantragt, den der Klage stattgebenden Teil

des angefochtenen Urteils aufzuhebén, die Klage auch inso— .

weit abzuweieen und die Revision des Klägers kostenpflichtig

zurückzuweisen° ' V

Sie trägt vor, daß die Rentenkürzungen in der Zeit vor

dem l° März 1946 durch die Bestimmungen der BVD Er„ l Zifi‚ö @
lund der 3VD Nr„ 13 Ziff„ 1 ——rückwirkend — rechtlich gedeckt

‚
seien° Hilfewciee macht sie noch geltend, daß die ihrem Knapp—

schaftsdirektor
_

auf die stets wiederholten Vorstellungen

bei den englischen Üienststellen erteilten mündlichen Anwei—

sungen der Militärregierung auch ohne die nachträgliche Deckung

durch die Vorschriften der 8ozinlversicherungsdirektiven voll

wirksam gew sen seien°

Im übrigen wird auf den vorgetragenen Inhalt der Jertei—

echriftsätze und die Sitzungsniederschrift Bezug genommen,
..4'.
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Die Sprungrevisionen beider Parteien sind £orm- une frieti

gerecht eingelegt und begründet werden; sie sind nach % 161 SGG

auch statthefto

Das angefochtene Urteil wer in vollem Umfange eufzuhcben„

Beide Revieionen rügen in erster Linie die unrichtige An—

wenäung der Vorschriften der Sozialvereicherungedirektiven

Nr„ 15 und23° ■iese Direktiven sind Anordnungen der Control Com—

mission for Germany (British Element) —
Manpower Division — an

die regionalen Heuptquertiere der Britischen hilitärrcgierung‚

Diese egionelen Stellen haben die Direktiven den jeweils be—

teiligten Beh”rden un Sozielvereicherunget1ägern übereendt und

ie zu ihrer Durchführung verenleßt (vgl° einleitende Anmerkung

von Dobberneck im Arbeitsblatt.für die britische Zone, 1947,

ohne daß die Direktivcn von der Militärregierung amtlich?

.. g.verofientlicht wurden„

Bei derartigen unveröffentlichten Anordnungen der Beset—
zungsmächte kommt es für die Beurteilung ihrer rechtlichen Be—

deutung nicht auf ihre Bezeichnung, sondern auf ihren Inhalt

an„ Rechtelehre und Verhaltnngspraxis haben da, wo es sich um
die "artikulierte Regelung eines beetimmten Gebietes handelt",

das Vorliegen echter Rechtsverschriften auch denn engenowmen,
'wenn sie ausnahmsweise nicht in der normalen Porn des Gesetzes

o“er der Rechteverordnung erlassen einä„ Diese Auffassung gilt

nach Ansicht des erkennenden Senats jedenfalls auch für die— '

jenigen Teile der Sozielversicherungedirektiven 13 und 23, die

sich auf die Rentenkürzungen der knappechaftlichen Hentenver—

sicherung beziehen„ In80weit handelt es eich demnach um zwin—

gende Rechtsvcrechriften äer Beeatzungsbehörde.'ha dieses Be“

eatzungerecht für die gesamte britische Zone QTlCBSCH ist, dem—

nach über den Bezirk des Landessozialgerichts Nordrhein—Eest—

Ialen in Essen (als des in Frage kommenden Berufungsgerichte)

hinaus gilt, kann auf seine Verletzung die Revision gestützt
..
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llo Entscheidungen deutscher Gerichte, in denen über die

Anwendung von Bestimmungen der BCEÜ€AüHQ”LäChÜQ zu erkennen

ist, eind jedoch durch 3.3 zur Durchführung des Besetzungxn'

etabutß ergengene Gesetz Nr. 13 der Alliierten Hohen Komnis—

sion (AHK) über die Gerichtsbarkeit auf den vorbehaltenen4

Gebietenvom25„1101949(AHKAB1„s, 54) beschränct„ '
Der hier in Frage kommende Artikel 3 unterscheidet zwi—

schen (Abs° l) Gesetzen, Verordnungen, Richtlinien, Ent—

scheidungen oder Anordnungen, die durch die Besatzungebehör—

den oder eine Von ihnen abgelöste Behörde veröffentlicht sind

und (Abs° 2) Anordnungen der Besetzungsbehörden oder der Be;
satzungsetreitkräfte oder einer von ihnen abgelösten Behörde.

Im Falle des Absatzes 1 wird den deutschen Gerichten die

Verneinung der Gültigkeit oder Rechtmäßigkeit der in rrago
kommenden Bestimmung untersagt, im übrigen aber ist die nechtn—

norm — insbesondere, soweit ihre Auslegung in F‘ege konnt —
der türdigung des deutschen Gerichts frei zugänglic

Im Falle des Absatzes 2 dagegen ist jeder deutschen Be—

hörde und somit jedem deutschen Gericht-(vgl„ engl. Wortlaut
V“Authorities“) eine Entscheidung "über das Bestehen, den

Inhalt‚ die Hechtegültigkeit oder den Zweck” der Anordnung

verboten; dies gilt nach dem AHKG Nr‚ 71 vom lO. Januar 1952

(AHKABl„ s„ 1599) für jede Anordnung, ohne Rücksicht darauf,
ob der Gegenstand derselben zu den der Gerichtsbarkeit der

AHK vorbehaltenen Gebieten gehört° '

Artikel 4 des AHKG Er. 13 bestimmt schließlich, daß

entgegen den Vorschriften des Artikels 3_getroffene Verscbrif—

ten nichtig sind°

III° Das 502ielgericht Münster hat bei seiner Entscheidung

die Gültigkeit oder Rechtmäßigkeit der Sozialvereicherungs—

direktiven nicht in Frage gestellt, es hat jedoch ihren Zweck

und Inhalt ausgelegt° Dabei hat es insbesondere die Frege ent—

schieden, ob die SVD Nr. 13 eine echte Minderung der Renten
herbeiführen 'oder der Beklagten nur einen vorübergehenden

.
Zehlungeeufschub gewähren wollte und ob die SVD 13 für die

\ Zeit von Mai 1945 bis Februar 1946 rückwirkende Kraft habe.
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Die Frage, ob das Sozialgericht zu einer solchen Entechei—

dung berechtigt wer, hän3t davon ab, ob die Soziulvereichorungo—

direktiven unter den Absate l oder den Absatz 2 de 5 Artikels

3 des 1HI’L‘ hr„ 1} fallen„

Ob eine ■echte vbrechrift äee Beeatzungsréchts unter Ab;

satz 1 oder Absatz 2 3.3.0. einzuordnen ist, et nicht in

allen Fällen unbestritten, da der maßgebliche wortlaut der

Beetimmung in vieler Eine icht mit den ßcgr111cn der „wmucni—

tik des deutschen Hechts nicht übereinstimmi;° '

Le könnte zunächst scheinen, als ob Absatz 1 alle gene—
rellen, en äie Allgemeinheit gerichteten Best‘1unmunxgen, ib—

eetz 2 de5% nelle an einzelnen Personen oder ■tellen ge—
richteten JC°*1m ung gen zur Regelung bestimmter Fülle bc—

cräie So vertritt auch das "Hendouch &ee Beentzunyr ech*s”/
(von Behmo.Ller , heier, lobler, iübingen, 1951 — %_58 3 VI

4 e 5‚ 3% —} erund°'tzlach folgende AuiJeeeung, der ins weit

unbedenklich gefolgt „eräen kann: “.„ Die Untergehc' uUng \

zwiechen &beatz l und Aoeatz 2 is t dahin zu treffen, daß es

sich bei Absatz 1 um
veröffentlichte,

en die Allgemeinheit

gerichtete „Centevorechriftcn, bei A*eatz 2 um nichtVQröf—

fentlichte'Anorünungen für den einexelnen 1‘e.ll handelto‚.“

Mit die ser „HEuLUGlUUH& ist jeo.och iür Crenzf ällc noch kcin

eieheree K1ite rium gewonnen; ale solche 31'ille kommen vor:

aa.n die nllrcme1nhe1t gerichtete, aber unVeröffentlichte,' *;

und einen Einze clfe ll bebrefi‘ende, aber trotzdem'veröiient— }

lichte Anordnungeno Im Hdß a.e.0‚ wird die Auffaeeung ver—
trcf ten, daß man beide Fälle nach dem Absatz 2 zu behandeln

habe, “denn in be iden 1ällen ere oheint es angemessener, den

Besatzuzgemäehten die Hachprü1ung zu ermöglichen, als die

leutechen 3ohörden zur widerspruohsloeen Anwendung zu ver*

epilichi 1 „„” 1ese AusiCht reicht als Beeründung jedoch

nicht aus° Man-wird zwar ‘evona '°cenon köonn cn, daß nach

ä=r Auffae"ung der AHK els’d- e Ceeet ebcrs Ybsa*z 1 als
die strengcre Vers ch1i1t anzue" ehen ist, da sie meine ‚o;

"i

.)

')" l_"__
1._.'.‚lichkeit offen läßt, etwa auf tretende % eifel an der .

sumkeit oder cu1L«f eit von Vorschriften äuroh‘Gegcnvorstelu

lun cn 'Vorlaee zu beheben sondern ihre widerenrucheloseL)
(

ä.) ! ).
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Anwendung vorschreibt, während Absatz 2 die Möglichkeit bietet;

die Besatzungsmacht zu einer erneuten Überprüfung zu veranlas—

seno Biese Auffassung allein ermöglicht es jedoch nicht, die.

Grenzfälle deswegen demjenigen Absatz zuzurechnen, dessen He—

gelung "angemessener" erscheint° Nach dem gesetzlichen Wort—
laut kommt es vielmehr entscheidend allein auf die Tatsache

der Veröffentlichung durch die Besetzungsbehörden en, das
einzige Unterscheidungsmerkmel, das Absatz 1 a„a‚0‚ zusätz—*

lich verlangt° Die AHK hat also bewußt — allerdings ausgehend

wohl von der Regel, daß veröffentlicht im allgemeinen nur die

Allgemeinheit betreffende Vorschriften werden— den entschei—

üenden Wert dem herkmalvbeigemessen‚ ob eine amtliche Veröffent—

lichung der Besatzungsbehörden vorliegt° Dieser besondere ein»

dringlichen Formulierung der Bekundung des Willens der Besat—

zungsmacht sollte in jedem Falle ein besonders starker Schutz
zuteil werden° Eiese Auffassung wird bestätigt durch Ziffer 2 @

äes Besetzungsstetuts, auf dem das Gesetz Nr. 13 beruht, wonach

vorbehalten blieb die Zuständigkeit, des Prestige der Besat—

zungsmacht zu wahren„ Nicht also aus dem Inhalt der hormen,

sondern nur aus der Form ihrer Veröffentlichung läßt sich ein-

sicher=r Schluß auf ihre Zugehörigkeit zu Absatz 1 oder Absatz 2

ziehen° Dafür spricht auch folgenäe Erwägung: In beiden Absätzen

ist als äorm niedrigsten Ranges &ie “Anordnung" genannt„ Dieses

Wort "Anordnung" wird in äer Praxis der Besatzungsbehörden so—
wohl für generelle als auch spezielle Anweisungen benutzt (HdB

‘—-v-
«i 4 $) nbs„ d)„ Veröfientlichungen im 51nne ces Abuetzeu

l e„e„U„ eueeen von gen gesetzungcccho“ccn in ce nmtsblütuern

399 eilitärregierung vorgenommen woräen sein° Bestimmungen der

Besatzungsmacht, die nur durch Erlasse en die in Frage kommen—

äen Eehörüen und Anstalten oder durch Veröffentlichungen sei—
tens äeutscher Behörden in deutschen Amtsbléttern bekannt ge»

‘macht worden.sind, können nicht als “durch die Besetzungsbe—

hörden oder eine von ihnen ebgelöste Behörde" veröffentlicht

angesehen werden„ (Vergl° HdB a.a„0„, Baumbech—Leutcrbach,

22° [aqu s 1751, Baur, DRZ 50 s„ 150)„ ' ‘ '

Wenn in dem französischen Gesetzestext statt des für

amtliche Veröffentlichung von Gesetzen gebräuchlichen Zeit—

worts "promulguer" das Wort "publier" verwendet wird, so
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'(Entecheidung vom 18,3,l954 —BVerfG. Entecheidungen 8,2

können hieraus keine maßgebenden Schlüsse geäogen werdeno Einmal
spricht auch das AHKG Nr° l, das die Einrichtung der Amteblätter

behandelt, von ”publié" und "publication“, obwohl hier nur die
Veröffentlichung im juristisch—technischen Sinne gemeint sein

kann, und zum anderen gibt das im englischen %ortlaut gebrauch—

te %ort "pnblieh" zu derartigen Zweifeln keinen Anlaß, wobei
(\. ..heeondere ins Gewicht iellt, daß es sich um eine Beetinmung der!

Britischen äilitärregierung handelt, für deren Auslegung der

englische Wortlaut maßgebend ist° ' . \
Sie Sozialversicherungsdirektiven sind nicht durch die

Besatzungebehörden in ihren Amteblättern veröffentlicht; eie_ ‘

fallen daher unter Absatz 2 des Artikels 5 AHYG Nr, 15, '

Das Sozialgericht hat mithin in seine angefochtenen Ent—

scheidung über Fragen entschieden, die seiner Prüfungszuständige

keit entzogen waren° Es hätte daher zunächst von einer eigenen

Entecheidung ebeehen und die Zeifelefregcn über In;elt und
,Zweck der hier etreitigen Bestimmungen der Sozielvereicherunge—

direktiven den Beentzungebéhörden zur Entscheidung vorlegen müs—

sen° nine solche Vorlege Wäre einzig denn nicht erforderlich ge—
wesen, Wle der erkennende Senat mit dem Bundesverfaeeun

annimmt, nenn das Sozialgericht über Bestehen, Inhalt, Rech

tigkeit und Zweck äer zu Grunde liegenden Vorschriften keine
,

Z eifel gehabt hätte; in dem zur-Entscheidung stehenden Falle

eind die entscheidenden Fragen (5, oben unter II) jedoch echte

Zweifele— und Streitfragen gewesen, ‘

Ein gleiches gilt für die von der Beklagten behauptete
mündliche Anordnung der militärregierung, soweit die vom Sozial—

gericht noch zu treffenden Feststellungen ergeben, daß dabei

überhaupt Anordnungen im Sinne des Artikels 3 Abs, 2 AHRG 13 vor—

gelegen haben° ' \ “"l

Die Entscheidungen des Sozialgerichte ist daher nach

Artikel 4 Absatz 1 des AHKG Nr, 13 als im vollen Umfang nich—

tig anzusehen,

Der erkennende Senat ist ebenso wie der IV, Zivilscnat

(es Bundesgerichtehofee in seiner Ent8cheidung vom Bl„l„l952
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VIIo

(BGHZ Bd„ @ S. 389) der Auffassung, daß Urteile, die unter
Verletzung der Vorschriften des Artikels 5 Abs„ 2 des AHKG 13-

ergengen sind, trotz der in’Artikel 4 angeordneten Nichtigkeit

mit den zuläesigen Reohtsmittoln angefochten werden können,

a im Gegeneatz zu den Fällen des Artikels 2 in den Fällen

Artikels 3 die Zuständigkeit der deutschen Gerichte für

‚|
C

J
(D (‚C

Verf„hren gegeben und nur bei der Entscheidung bestimm—

Pragen beschränkt ist (vgl° Baumbach—Lauterbach, ZPO,
220 Aufl» So l753)9

C
J

@ U
)

c+ (D "1

Der Senat war daher in der Lage, über die Hevieion z
enteoheiden; er mußte das angefochtene, als unwirksam anzu—

sehende.Urteil aufheben°
\

Da die aufgehobene Entscheidung unwirksam war, hat es
der erkennende Senat nicht für angängig gehalten, in der Sa—

che selbst zu entscheiden°

Die Kost?nentscheidung bleibt dem abschließenden Urteil
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